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Schriftliche Anfrage

des Abgeordneten Dr. Helmut Kaltenhauser FDP
vom 28.07.2020

Wirecard (2)
Ich frage die Staatsregierung:

1. Aussage des Staatsministers des Innern, fir Sport und Integration Joachim
HEITMANN . 3

a) Wie ist die Aussage des Staatsministers Joachim Herrmann im ,Handels-

blatt* vom 9. Juli 2020 zu verstehen, wonach er ,frlhere Aussagen® der

Bezirksregierung von Niederbayern bekraftigt habe, die Bezirksregierung

sei nicht fir die Geldwascheaufsicht bei der Wirecard AG zustandig, wenn

die Bezirksregierung selbst am 25. Februar sowie am 27. Mai 2020 der

Bundesanstalt fiir Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) Gegenteiliges mit-

B e 3
b) Wie ist vor diesem Hintergrund die Verwendung der Formulierung ,friiher”
ZU VETSTENENT .o 3

c) Wann vollzog die Bezirksregierung von Niederbayern eine Anderung ihrer
vorherigen Auffassung im Hinblick auf die Zustandigkeit als Geldwasche-
aufsSiChtShENOIdE? ... ..o, 3

2. Einschatzung der Staatsregierung bezlglich der Zustandigkeit ...................... .4
a) Wie beurteilt die Staatsregierung, dass das Bundesministerium der Finan-
zen in der Ausschuss-Drs. 19(7) — 533, Seite 8, die Auffassung vertritt,
wonach die Wirecard AG wegen ihrer Nichteinstufung als Finanzholding
auch nicht gemaf § 251 Kreditwesengesetz (KWG) der Geldwascheauf-
sicht der BaFin unterliege (bitte auch die Meinung der Staatsregierung zu
dieser Rechtsauffassung angeben)? ..............ccoooiiiiiiiiee e 4
b) Seit wann hatte die Staatsregierung Kenntnis dartber, dass sich die BaFin
nicht als fir die Wirecard AG zustandige Geldwaschebehdrde betrachtet? ....... 4

3. Geldwascheverdachtsmeldungen Teil 1. 4
a) Wie viele Geldwéascheverdachtsmeldungen sind seit 2006 bis einschliel3-
lich zum 25. Juni 2017 im Zusammenhang mit der Wirecard AG und/oder
ihrer Tochtergesellschaften bei den bis dahin fir die Entgegennahme von
Verdachtsmeldungen zustéandigen Landesbehdrden in Bayern eingegangen

(bitte in einer Tabelle geordnet nach Jahren auflisten)? ..................................... 4
.................................................................................................................................... 4

b) In wie vielen Fallen wurden weitere MalRnahmen ergriffen (bitte genaue
Auflistung der Betroffenen und der MalRnahmen)? .................coooeiiiiiieiice, 4

c) In wie vielen Fallen wurden letztlich keine weiteren MalRnahmen getroffen
(bitte genaue Auflistung der Betroffenen)? ... 4
4. Geldwascheverdachtsmeldungen Teil 2. 5

a) Wie viele Falle sind bei den Geldwascheverdachtsmeldungen seit 2006 bis
einschlieBlich zum 25. Juni 2017 im Zusammenhang mit der Wirecard AG
und/oder ihrer Tochtergesellschaften bei den bis dahin fir die Entgegen-
nahme von Verdachtsmeldungen zustandigen Landesbehdrden in Bayern
als nach § 46 GwG gekennzeichnete Fristfalle eingegangen? ........................... 5

Hinweis des Landtagsamts: Zitate werden weder inhaltlich noch formal tGberprift. Die korrekte Zitierweise liegt in der Verantwortung der
Fragestellerin bzw. des Fragestellers sowie der Staatsregierung.

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und der Ausschiisse sind im Internet unter www.bayern.landtag.de/parlament/dokumente/
abrufbar. Die aktuelle Sitzungstibersicht steht unter www.bayern.landtag.de/aktuelles/sitzungen/ zur Verfligung.
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b)

c)

a)

a)

a)

a)

Wie viele dieser Fristfalle sind nicht innerhalb einer Frist von drei Tagen
an die zustandigen Strafverfolgungsbehdrden weitergeleitet worden (bitte
auch die davon betroffenen Strafverfolgungsbehdrden und die Volumina

dieser Fristfalle angeben)? ... 5

In wie vielen Fallen wurde seitens der zustandigen Landesbehdrde eine

Untersagung nach § 46 Abs. 1 Nr. 2 GwG ausgesprochen? ............................ 5

Verfahren im Zusammenhang mit VerstéRen gegen Geldwaschevorschriften ... 5

Wie viele Verfahren im Zusammenhang mit Versté3en gegen Geldwasche-
vorschriften wurden seit 2006 von den bayerischen Justizbehérden gegen
Vorstandsmitglieder, Aufsichtsratsmitglieder und/oder Mitarbeiter der

Wirecard AG und/oder ihrer Tochtergesellschaften gefihrt? ............................. 5

In welchen Fallen wurde die Bundesanstalt Giber den Ausgang der Verfahren

UNEEITIC O 2 e 5

In welcher Weise wurde die Bundesanstalt fir Finanzdienstleistungsaufsicht
Uber den Ausgang der Verfahren unterrichtet (bitte gesondert darstellen
nach Unterrichtung aus eigener Entscheidung und nach Unterrichtung auf

Anfrage der Bundesanstalt fiir Finanzdienstleistungsaufsicht)? ......................... 5

Verfahren zu VerstdRen gegen Geldwaschevorschriften gegen Mitglieder

des Vorstands, des Aufsichtsrates und/oder Mitarbeiter....................................

Wie viele Verfahren im Zusammenhang mit Versté3en gegen Geldwasche-
vorschriften wurden seit 2006 von den bayerischen Justizbehérden gegen
Mitglieder des Vorstands der Wirecard AG und/oder ihrer Tochtergesell-
schaften insgesamt gefiihrt (bitte Anzahl der Falle angeben, in denen die
Verfahren eingestellt wurden und es zu Verurteilungen kam sowie die
einzelnen strafprozessualen Einstellungsmaoglichkeiten bzw. die einzelnen

strafprozessualen Verurteilungsmoglichkeiten dabei gesondert ausweisen)? ... 5

Wie viele Verfahren im Zusammenhang mit Versté3en gegen Geldwasche-
vorschriften wurden seit 2006 von den bayerischen Justizbehérden gegen
Mitglieder des Aufsichtsrates der Wirecard AG und/oder ihrer Tochter-
gesellschaften insgesamt geflihrt (bitte Anzahl der Falle angeben, in denen
die Verfahren eingestellt wurden und es zu Verurteilungen kam sowie die
einzelnen strafprozessualen Einstellungsmaoglichkeiten bzw. die einzelnen

strafprozessualen Verurteilungsmoglichkeiten dabei gesondert ausweisen)? ... 5

Wie viele Verfahren im Zusammenhang mit VerstdRen gegen Geldwasche-
vorschriften wurden seit 2006 von den bayerischen Justizbehdrden gegen
Mitarbeiter der Wirecard AG und/oder ihrer Tochtergesellschaften insgesamt
gefuhrt (bitte Anzahl der Falle angeben, in denen die Verfahren eingestellt
wurden und es zu Verurteilungen kam sowie die einzelnen strafprozessualen
Einstellungsmdglichkeiten bzw. die einzelnen strafprozessualen Verurteilungs-

moglichkeiten dabei gesondert ausweisen)? .................ccoooiiiiiiiiieeci e, 5

Verfahren zu Marktmanipulation ...

Wie viele Verfahren im Zusammenhang mit Marktmanipulation wurden seit
2006 von den bayerischen Justizbehérden gegen Vorstandsmitglieder, Auf-
sichtsratsmitglieder und/oder Mitarbeiter der Wirecard AG und/oder ihrer

Tochtergesellschaften insgesamt gefUhrt? ... 7

In welchen Fallen wurde die BaFin iber den Ausgang der Verfahren gegen
Mitglieder des Vorstands, des Aufsichtsrates und/oder Mitarbeiter der
Wirecard AG und/oder ihrer Tochtergesellschaften unterrichtet (bitte auch
die Art der Unterrichtung angeben sowie gesondert nach Unterrichtung
aus eigener Entscheidung und nach Unterrichtung auf Anfrage der BaFin

Aarstellen)? ... ..o 7

Verfahren zu Marktmanipulation gegen Mitglieder des Vorstands, des Auf-

sichtsrates und/oder Mitarbeiter ...

Wie viele Verfahren im Zusammenhang mit Marktmanipulation betrafen
dabei seit 2006 ausschlief3lich Mitglieder des Vorstands der Wirecard AG
und/oder ihrer Tochtergesellschaften (bitte Anzahl der Falle angeben, in
denen die Verfahren eingestellt wurden und es zu Verurteilungen kam
sowie die einzelnen strafprozessualen Einstellungsmaglichkeiten bzw. die
einzelnen strafprozessualen Verurteilungsmaoglichkeiten dabei gesondert

AUSWEISEN)? .o, 7



Drucksache 18/10004 Bayerischer Landtag 18. Wahlperiode Seite 3/7

b) Wie viele Verfahren im Zusammenhang mit Marktmanipulation betrafen
dabei seit 2006 ausschlieRlich Mitglieder des Aufsichtsrates der Wirecard
AG und/oder ihrer Tochtergesellschaften (bitte Anzahl der Falle angeben,
in denen die Verfahren eingestellt wurden und es zu Verurteilungen kam
sowie die einzelnen strafprozessualen Einstellungsmdglichkeiten bzw. die
einzelnen strafprozessualen Verurteilungsmaoglichkeiten dabei gesondert
AUSWEISEN)? ..o 7
c) Wie viele Verfahren im Zusammenhang mit Marktmanipulation betrafen
dabei seit 2006 ausschlieRlich Mitarbeiter der Wirecard AG und/oder ihrer
Tochtergesellschaften (bitte Anzahl der Falle angeben, in denen die Ver-
fahren eingestellt wurden und es zu Verurteilungen kam sowie die einzel-
nen strafprozessualen Einstellungsmdéglichkeiten bzw. die einzelnen straf-
prozessualen Verurteilungsmaoglichkeiten dabei gesondert ausweisen)? ........... 7

Antwort

des Staatsministeriums des Innern, fiir Sport und Integration und hinsichtlich
der Fragen 3 b und 3 ¢ sowie der Fragenkomplexe 5 bis 8 im Einvernehmen mit
dem Staatsministerium der Justiz

vom 25.09.2020
1. Aussage des Staatsministers des Innern, fiir Sport und Integration Joachim
Herrmann

a) Wie ist die Aussage des Staatsministers Joachim Herrmann im ,,Handels-
blatt“ vom 9. Juli 2020 zu verstehen, wonach er ,frithere Aussagen“ der Be-
zirksregierung von Niederbayern bekraftigt habe, die Bezirksregierung sei
nicht fiir die Geldwascheaufsicht bei der Wirecard AG zustéandig, wenn die
Bezirksregierung selbst am 25. Februar sowie am 27. Mai 2020 der Bundes-
anstalt fiir Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) Gegenteiliges mitteilte?

b) Wie ist vor diesem Hintergrund die Verwendung der Formulierung ,friiher*
zu verstehen?

Im ,Handelsblatt“ vom 9. Juli 2020 ist keine Aussage von Staatsminister Joachim Herr-
mann zu der Wirecard AG enthalten. Gleichwohl ist die Aussage von Staatsminister
Joachim Herrmann korrekt, dass die Regierung von Niederbayern nicht fir die Geld-
wascheaufsicht bei der Wirecard AG zustandig ist.

c) Wann vollzog die Bezirksregierung von Niederbayern eine Anderung ihrer
vorherigen Auffassung im Hinblick auf die Zustandigkeit als Geldwasche-
aufsichtsbehorde?

Die Regierung von Niederbayern hat die Verpflichteteneigenschaft der Wirecard AG im
Sinne des § 2 Abs. 1 Nr. 6 Geldwaschegesetz (GwG) i.V.m. § 1 Abs. 24 Satz 1 GwG
ab dem 25. Februar 2020 bis zum 25. Juni 2020 mit der Bundesanstalt fir Finanzdienst-
leistungsaufsicht (BaFin) erértert. Im Rahmen dieser im Februar 2020 begonnenen
ergebnisoffenen Priifung wurde in einer ersten Einschatzung eine solche Einstufung
fir moglich gehalten, die BaFin aber um eine abschlieRende Einschatzung gebeten.
Hierzu gab es auch am 27. Mai 2020 ein Telefongesprach zwischen der BaFin und der
Regierung von Niederbayern. Eine vertiefte Prifung dieser Frage hat letztlich ergeben,
dass unverandert keine Verpflichteteneigenschaft nach § 2 Abs. 1 Nr. 6 GwGi.V.m. § 1
Abs. 24 Satz 1 GwG und damit keine Aufsichtszustandigkeit der Regierung von Nieder-
bayern vorliegt.
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2. Einschédtzung der Staatsregierung beziiglich der Zustandigkeit
a) Wie beurteilt die Staatsregierung, dass das Bundesministerium der Finanzen
in der Ausschuss-Drs. 19(7) — 533, Seite 8, die Auffassung vertritt, wonach
die Wirecard AG wegen ihrer Nichteinstufung als Finanzholding auch nicht
gemaR § 251 Kreditwesengesetz (KWG) der Geldwascheaufsicht der BaFin
unterliege (bitte auch die Meinung der Staatsregierung zu dieser Rechts-
auffassung angeben)?

Die Beurteilung von Zustandigkeiten der BaFin unterfallt nicht dem Aufgabenbereich
der Staatsregierung.

b) Seit wann hatte die Staatsregierung Kenntnis dariiber, dass sich die BaFin
nicht als fiir die Wirecard AG zustandige Geldwaschebehorde betrachtet?

Seit dem 23. Juni 2020.

3. Geldwascheverdachtsmeldungen Teil 1
a) Wie viele Geldwascheverdachtsmeldungen sind seit 2006 bis einschlieRlich
zum 25. Juni 2017 im Zusammenhang mit der Wirecard AG und/oder ihrer
Tochtergesellschaften bei den bis dahin fiir die Entgegennahme von Ver-
dachtsmeldungen zustiandigen Landesbehdrden in Bayern eingegangen
(bitte in einer Tabelle geordnet nach Jahren auflisten)?

Fir die Entgegennahme von Verdachtsmeldungen ist in Bayern seit dem 9. Juni 2017
das Landeskriminalamt (Sachgebiet 626, GFG-Bayern — GFG = Gemeinsame Finanz-
ermittlungsgruppe der Polizei und des Zolls) zustandig. Recherchen in der polizeilichen
Vorgangsverwaltung ergaben fur den angefragten Zeitraum eine Verdachtsmeldung aus
dem Jahr 2011 und eine weitere Verdachtsmeldung aus dem Jahr 2016.

Jahr | Pol. Aktenzeichen Aktenzeichen der StA Sachverhalt

2011 | BY0292-000900-11/4 | 323 Js 189171/11 Ein Kreditinstitut teilte im Marz
StA Miinchen | 2011 mit, dass zwei Firmen we-
gen moéglicher Betrugsdelikte
aufgefallen waren und dass die
Wirecard Bank AG im Auftrag
dieser betriigerischen Unter-
nehmen Lastschriften eingezo-

gen hétte.
2016 | BY0292-005526-16/2 | 69 UJs 22573/16 Ein Kreditinstitut teilte im
StA Minchen Il September 2016 mit, dass die

Wirecard Bank AG (als Kundin
des Kreditinstituts) Ausfiih-
rungen von Transaktionen fur
Online-Casino-Dienste (z. B.
Gewinnausschiittungen von
oder Zahlungen an Online-
Anbieter) durchfihrte.

b) In wie vielen Fallen wurden weitere MaBnahmen ergriffen (bitte genaue Auf-
listung der Betroffenen und der MaBnahmen)?

c) In wie vielen Fallen wurden letztlich keine weiteren MaBRnahmen getroffen
(bitte genaue Auflistung der Betroffenen)?

Im Ermittlungsverfahren Az.: 323 Js 189171/11 wertete die Staatsanwaltschaft Min-
chen | einen von der BaFin in Auftrag gegebenen Sonderprifungsbericht nach § 44
Abs. 1 KWG aus. Sie Uberprifte die Unternehmen, die Lastschriften einreichten, und
horte die Beschuldigten zu den Tatvorwirfen an. In der Folge gingen umfangreiche
Stellungnahmen der Verteidiger ein. Das Verfahren wurde letztlich nach § 170 Abs. 2
Strafprozessordnung (StPO) eingestellt, da nach Einschatzung der Staatsanwaltschaft
der fur eine Anklageerhebung erforderliche hinreichende Tatverdacht insbesondere im
Hinblick auf die subjektive Tatseite, Vorsatz oder Leichtfertigkeit, nicht nachgewiesen
werden konnte.
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Der Akteninhalt zu dem Vorgang Az.: 69 UJs 22573/16 ist bei der Staatsanwaltschaft
Minchen Il nach der Verfahrensabgabe an die Staatsanwaltschaft Saarbriicken nicht
mehr vorhanden. Dies entspricht dem gewdhnlichen Geschaftsgang bei Abgaben. Es
kann daher keine Auskunft zu MalRnahmen in diesem Verfahren erteilt werden.

4. Geldwascheverdachtsmeldungen Teil 2
a) Wie viele Fille sind bei den Geldwascheverdachtsmeldungen seit 2006 bis
einschlieBlich zum 25. Juni 2017 im Zusammenhang mit der Wirecard AG
und/oder ihrer Tochtergesellschaften bei den bis dahin fiir die Entgegen-
nahme von Verdachtsmeldungen zustiandigen Landesbehérden in Bayern
als nach § 46 GwG gekennzeichnete Fristfille eingegangen?

Die Recherche in der polizeilichen Vorgangsverwaltung des Landeskriminalamtes ergab
diesbezlglich keine weiterfiihrenden Erkenntnisse.

b) Wie viele dieser Fristfille sind nicht innerhalb einer Frist von drei Tagen
an die zustandigen Strafverfolgungsbehorden weitergeleitet worden (bitte
auch die davon betroffenen Strafverfolgungsbehorden und die Volumina
dieser Fristfalle angeben)?

Auf die Antwort zu Frage 4 a wird verwiesen.

c) In wie vielen Fidllen wurde seitens der zustandigen Landesbehorde eine
Untersagung nach § 46 Abs. 1 Nr. 2 GwG ausgesprochen?

Auf die Antwort zu Frage 4 a wird verwiesen.

5. Verfahren im Zusammenhang mit VerstoRen gegen Geldwéaschevorschriften
a) Wie viele Verfahren im Zusammenhang mit VerstofRen gegen Geldwasche-
vorschriften wurden seit 2006 von den bayerischen Justizbehérden gegen
Vorstandsmitglieder, Aufsichtsratsmitglieder und/oder Mitarbeiter der
Wirecard AG und/oder ihrer Tochtergesellschaften gefiihrt?

b) Inwelchen Féllen wurde die Bundesanstalt iiber den Ausgang der Verfahren
unterrichtet?

c) Inwelcher Weise wurde die Bundesanstalt fiir Finanzdienstleistungsaufsicht
tiber den Ausgang der Verfahren unterrichtet (bitte gesondert darstellen
nach Unterrichtung aus eigener Entscheidung und nach Unterrichtung auf
Anfrage der Bundesanstalt fiir Finanzdienstleistungsaufsicht)?

6. Verfahren zu VerstoBen gegen Geldwaschevorschriften gegen Mitglieder
des Vorstands, des Aufsichtsrates und/oder Mitarbeiter

a) Wie viele Verfahren im Zusammenhang mit VerstofRen gegen Geldwéasche-
vorschriften wurden seit 2006 von den bayerischen Justizbehérden gegen
Mitglieder des Vorstands der Wirecard AG und/oder ihrer Tochtergesell-
schaften insgesamt gefiihrt (bitte Anzahl der Fille angeben, in denen die
Verfahren eingestellt wurden und es zu Verurteilungen kam sowie die einzel-
nen strafprozessualen Einstellungsmoglichkeiten bzw. die einzelnen straf-
prozessualen Verurteilungsmoglichkeiten dabei gesondert ausweisen)?

b) Wie viele Verfahren im Zusammenhang mit VerstoBRen gegen Geldwéasche-
vorschriften wurden seit 2006 von den bayerischen Justizbehérden gegen
Mitglieder des Aufsichtsrates der Wirecard AG und/oder ihrer Tochter-
gesellschaften insgesamt gefiihrt (bitte Anzahl der Félle angeben, in denen
die Verfahren eingestellt wurden und es zu Verurteilungen kam sowie die
einzelnen strafprozessualen Einstellungsmaéglichkeiten bzw. die einzelnen
strafprozessualen Verurteilungsmoglichkeiten dabei gesondert ausweisen)?

c) Wie viele Verfahren im Zusammenhang mit VerstéRen gegen Geldwéasche-
vorschriften wurden seit 2006 von den bayerischen Justizbehérden gegen
Mitarbeiter der Wirecard AG und/oder ihrer Tochtergesellschaften insgesamt
gefihrt (bitte Anzahl der Falle angeben, in denen die Verfahren eingestellt
wurden und es zu Verurteilungen kam sowie die einzelnen strafprozessualen
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Einstellungsmoglichkeiten bzw. die einzelnen strafprozessualen Ver-
urteilungsmoglichkeiten dabei gesondert ausweisen)?

Auf die nachstehende Tabelle wird Bezug genommen.

Grundlage sind die bei den bayerischen Staatsanwaltschaften mit den vorhande-
nen Recherchemdglichkeiten feststellbaren Vorgange im Zusammenhang mit Geld-
waschesachverhalten. Dabei wurde insbesondere auf die zur Verfiigung stehenden
Suchfunktionen im Fachverfahren web.sta, das in Bayern und in acht weiteren Bundes-
landern bei den Staatsanwaltschaften verwendet wird, zurtickgegriffen.

Zu berucksichtigen ist, dass Ermittlungsakten nach Ablauf der Aufbewahrungsfrist
ausgesondert und die Verfahren im staatsanwaltschaftlichen Datenbestand automati-
siert geléscht werden. Die Aufbewahrungsfristen folgen dem Gedanken, Verfahrens-
akten grundsatzlich nur so lange aufzubewahren, wie dies fir die Zwecke des Straf-
verfahrens erforderlich ist und lehnen sich daher an die gesetzliche Verjahrungsfrist
fur den jeweils inmitten stehenden Straftatbestand an. Bei Ermittlungsverfahren wegen
Geldwasche betragt die Aufbewahrungsfrist in den Fallen der Verfahrensbeendigung
durch die Staatsanwaltschaft, insbesondere Einstellungsverfigungen, regelmafig funf
Jahre und beginnt mit Ablauf des Jahres, in dem die verfahrensbeendigende Entschei-
dung getroffen wurde (§§ 3 Abs. 1 Satz 2, 1 Aufbewahrungsverordnung — AufbewV —
i. V.m. Kennziffer 622 der Anlage).

Soweit Gegenstand eines Vorgangs neben dem Tatvorwurf der Geldwasche auch
andere Tatvorwirfe waren bzw. sind, erfasst die nachstehende Tabelle nach Auskunft
der Staatsanwaltschaften die Vorgange, die als wesentlichen Tatvorwurf die Geldwa-
sche behandeln. Der zugrunde liegende Sachverhalt wurde bzw. wird von den Staats-
anwaltschaften jeweils unter allen rechtlichen Gesichtspunkten geprift. Daher kdnnen
grundsatzlich auch Vorgange im Zusammenhang mit anderen wesentlichen Tatvor-
wirfen, beispielsweise Betrug, Prifungen im Hinblick auf Geldwasche enthalten. Diese
sind nicht in der Tabelle enthalten.

Seit Bekanntgabe der Verweigerung eines Testats im Hinblick auf die Wirecard AG
am 18. Juni 2020 gehen bei der Staatsanwaltschaft Mianchen | laufend Sachverhalts-
mitteilungen ein. Diese werden bei entsprechendem Zusammenhang zu bereits an-
hangigen Ermittlungsverfahren genommen und dort bearbeitet. Es erfolgt dann keine
gesonderte Eintragung.

Dies vorausgeschickt, kdnnen auf Grundlage der Auskilnfte der bayerischen Staats-
anwaltschaften folgende Verfahrenszahlen mitgeteilt werden (Stand 12. August 2020;
weitere Eingadnge werden bei den Staatsanwaltschaften dahin gehend geprift, ob inso-
weit die Einleitung von Ermittlungsverfahren veranlasst ist):

Insgesamt | davon Verfahren | davon Verfahren
gegen Mitglieder | gegen Unbekannt
des Vorstands
Gesamtzahl der Verfahren 11 7 4
—§ 152 Abs. 2 StPO 1 0
(keine zureichenden tatsachlichen
Anhaltspunkte)
—§ 170 Abs. 2 StPO 2 1 1
(kein hinreichender Tatverdacht)
— §§ 153 ff StPO 0 0 0
(Einstellung nach Ermessensvor-
schriften)
— Anklage/Strafbefehl 0 0 0
— noch anhangig 8 6 2

Vorgange gegen Mitglieder des Aufsichtsrates oder Mitarbeiter der Wirecard AG im Zu-
sammenhang mit Geldwasche konnten bei den bayerischen Staatsanwaltschaften nicht
festgestellt werden.

Die Staatsanwaltschaft Miinchen | hat der Bundesanstalt fir Finanzdienstleistungs-
aufsicht (BaFin) die aufgefiihrten Einstellungsentscheidungen nach § 170 Abs. 2 StPO
unter Angabe der Grinde mitgeteilt. Im genannten Vorgang, in dem gemaR § 152
Abs. 2 StPO mangels Anfangsverdachts kein Ermittlungsverfahren eingeleitet wurde,
sah die Staatsanwaltschaft von einer Mitteilung an die BaFin ab.
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7. Verfahren zu Marktmanipulation

a) Wie viele Verfahren im Zusammenhang mit Marktmanipulation wurden seit
2006 von den bayerischen Justizbeh6rden gegen Vorstandsmitglieder, Auf-
sichtsratsmitglieder und/oder Mitarbeiter der Wirecard AG und/oder ihrer
Tochtergesellschaften insgesamt gefiihrt?

b) In welchen Fillen wurde die BaFin liber den Ausgang der Verfahren gegen
Mitglieder des Vorstands, des Aufsichtsrates und/oder Mitarbeiter der
Wirecard AG und/oder ihrer Tochtergesellschaften unterrichtet (bitte auch
die Art der Unterrichtung angeben sowie gesondert nach Unterrichtung
aus eigener Entscheidung und nach Unterrichtung auf Anfrage der BaFin
darstellen)?

8. Verfahren zu Marktmanipulation gegen Mitglieder des Vorstands, des Auf-
sichtsrates und/oder Mitarbeiter

a) Wie viele Verfahren im Zusammenhang mit Marktmanipulation betrafen dabei
seit 2006 ausschlieBlich Mitglieder des Vorstands der Wirecard AG und/
oder ihrer Tochtergesellschaften (bitte Anzahl der Falle angeben, in denen
die Verfahren eingestellt wurden und es zu Verurteilungen kam sowie die
einzelnen strafprozessualen Einstellungsmoglichkeiten bzw. die einzelnen
strafprozessualen Verurteilungsmoglichkeiten dabei gesondert ausweisen)?

b) Wie viele Verfahren im Zusammenhang mit Marktmanipulation betrafen
dabei seit 2006 ausschlieBlich Mitglieder des Aufsichtsrates der Wirecard
AG und/oder ihrer Tochtergesellschaften (bitte Anzahl der Falle angeben,
in denen die Verfahren eingestellt wurden und es zu Verurteilungen kam
sowie die einzelnen strafprozessualen Einstellungsmoglichkeiten bzw. die
einzelnen strafprozessualen Verurteilungsmoglichkeiten dabei gesondert
ausweisen)?

c) Wie viele Verfahren im Zusammenhang mit Marktmanipulation betrafen
dabei seit 2006 ausschlieBlich Mitarbeiter der Wirecard AG und/oder ihrer
Tochtergesellschaften (bitte Anzahl der Félle angeben, in denen die Ver-
fahren eingestellt wurden und es zu Verurteilungen kam sowie die einzel-
nen strafprozessualen Einstellungsmoglichkeiten bzw. die einzelnen straf-
prozessualen Verurteilungsmoglichkeiten dabei gesondert ausweisen)?

Auf die Ausflihrungen in der Antwort zu den Fragenkomplexen 5 und 6 zu den Auf-
bewahrungsfristen, den Recherchemdglichkeiten im Datenbestand und der Behandlung
bei mehreren Tatvorwurfen wird Bezug genommen.

Nach Auskunft der bayerischen Staatsanwaltschaften wurden dort insgesamt zwolf
Vorgange wegen des Verdachts der Marktmanipulation (Vergehen nach dem Wert-
papierhandelsgesetz) gegen Mitglieder des Vorstands der Wirecard AG eingetragen.
Alle Verfahren sind derzeit noch anhangig. Den Verfahren liegen Strafanzeigen ab An-
fang Juni 2020 zugrunde, die in elf Fallen erst nach der 6ffentlichen Bekanntgabe einer
Testatverweigerung bei der Staatsanwaltschaft eingegangen sind.

Da auch die BaFin im Hinblick auf die betroffenen Sachverhalte Strafanzeige er-
stattet und damit insoweit bereits Kenntnis hatte, war eine Unterrichtung der BaFin aus
Sicht der Staatsanwaltschaft nicht erforderlich und unterblieb.

Vorgange gegen Mitglieder des Aufsichtsrates oder Mitarbeiter der Wirecard AG im
Zusammenhang mit diesem Tatvorwurf konnten nach Auskunft der bayerischen Staats-
anwaltschaften dort nicht festgestellt werden.



	1. 	Aussage des Staatsministers des Innern, für Sport und Integration Joachim Herrmann
		a)	Wie ist die Aussage des Staatsministers Joachim Herrmann im „Handelsblatt“ vom 9. Juli 2020 zu verstehen, wonach er „frühere Aussagen“ der Bezirksregierung von Niederbayern bekräftigt habe, die Bezirksregierung sei nicht für die Geldwäscheaufsicht bei
		b)	Wie ist vor diesem Hintergrund die Verwendung der Formulierung „früher“ zu verstehen?
		c)	Wann vollzog die Bezirksregierung von Niederbayern eine Änderung ihrer vorherigen Auffassung im Hinblick auf die Zuständigkeit als Geldwäscheaufsichtsbehörde?

	2. 	Einschätzung der Staatsregierung bezüglich der Zuständigkeit
		a)	Wie beurteilt die Staatsregierung, dass das Bundesministerium der Finanzen in der Ausschuss-Drs. 19(7) – 533, Seite 8, die Auffassung vertritt, wonach die Wirecard AG wegen ihrer Nichteinstufung als Finanzholding auch nicht gemäß § 251 Kreditwesengese
		b)	Seit wann hatte die Staatsregierung Kenntnis darüber, dass sich die BaFin nicht als für die Wirecard AG zuständige Geldwäschebehörde betrachtet?

	3. 	Geldwäscheverdachtsmeldungen Teil 1
		a)	Wie viele Geldwäscheverdachtsmeldungen sind seit 2006 bis einschließlich zum 25. Juni 2017 im Zusammenhang mit der Wirecard AG und/oder ihrer Tochtergesellschaften bei den bis dahin für die Entgegennahme von Verdachtsmeldungen zuständigen Landesbehörd
		
		b)	In wie vielen Fällen wurden weitere Maßnahmen ergriffen (bitte genaue Auflistung der Betroffenen und der Maßnahmen)?
		c)	In wie vielen Fällen wurden letztlich keine weiteren Maßnahmen getroffen (bitte genaue Auflistung der Betroffenen)?

	4.		Geldwäscheverdachtsmeldungen Teil 2
		a)	Wie viele Fälle sind bei den Geldwäscheverdachtsmeldungen seit 2006 bis einschließlich zum 25. Juni 2017 im Zusammenhang mit der Wirecard AG und/oder ihrer Tochtergesellschaften bei den bis dahin für die Entgegennahme von Verdachtsmeldungen zuständige
		b)	Wie viele dieser Fristfälle sind nicht innerhalb einer Frist von drei Tagen an die zuständigen Strafverfolgungsbehörden weitergeleitet worden (bitte auch die davon betroffenen Strafverfolgungsbehörden und die Volumina dieser Fristfälle angeben)?
		c)	In wie vielen Fällen wurde seitens der zuständigen Landesbehörde eine Untersagung nach § 46 Abs. 1 Nr. 2 GwG ausgesprochen? 

	5.		Verfahren im Zusammenhang mit Verstößen gegen Geldwäschevorschriften
		a)	Wie viele Verfahren im Zusammenhang mit Verstößen gegen Geldwäschevorschriften wurden seit 2006 von den bayerischen Justizbehörden gegen Vorstandsmitglieder, Aufsichtsratsmitglieder und/oder Mitarbeiter der 
Wirecard AG und/oder ihrer Tochtergesellsch
		b)	In welchen Fällen wurde die Bundesanstalt über den Ausgang der Verfahren unterrichtet? 
		c)	In welcher Weise wurde die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht über den Ausgang der Verfahren unterrichtet (bitte gesondert darstellen nach Unterrichtung aus eigener Entscheidung und nach Unterrichtung auf Anfrage der Bundesanstalt für Fin

	6.		Verfahren zu Verstößen gegen Geldwäschevorschriften gegen Mitglieder des Vorstands, des Aufsichtsrates und/oder Mitarbeiter
		a)	Wie viele Verfahren im Zusammenhang mit Verstößen gegen Geldwäschevorschriften wurden seit 2006 von den bayerischen Justizbehörden gegen Mitglieder des Vorstands der Wirecard AG und/oder ihrer Tochtergesellschaften insgesamt geführt (bitte Anzahl der 
		b)	Wie viele Verfahren im Zusammenhang mit Verstößen gegen Geldwäschevorschriften wurden seit 2006 von den bayerischen Justizbehörden gegen Mitglieder des Aufsichtsrates der Wirecard AG und/oder ihrer Tochtergesellschaften insgesamt geführt (bitte Anzahl
		c) 	Wie viele Verfahren im Zusammenhang mit Verstößen gegen Geldwäschevorschriften wurden seit 2006 von den bayerischen Justizbehörden gegen Mitarbeiter der Wirecard AG und/oder ihrer Tochtergesellschaften insgesamt geführt (bitte Anzahl der Fälle angebe

	7. 		Verfahren zu Marktmanipulation
		a)	Wie viele Verfahren im Zusammenhang mit Marktmanipulation wurden seit 2006 von den bayerischen Justizbehörden gegen Vorstandsmitglieder, Aufsichtsratsmitglieder und/oder Mitarbeiter der Wirecard AG und/oder ihrer Tochtergesellschaften insgesamt geführ
		b)	In welchen Fällen wurde die BaFin über den Ausgang der Verfahren gegen Mitglieder des Vorstands, des Aufsichtsrates und/oder Mitarbeiter der 
Wirecard AG und/oder ihrer Tochtergesellschaften unterrichtet (bitte auch die Art der Unterrichtung angeben s

	8.		Verfahren zu Marktmanipulation gegen Mitglieder des Vorstands, des Aufsichtsrates und/oder Mitarbeiter
		a)	Wie viele Verfahren im Zusammenhang mit Marktmanipulation betrafen dabei seit 2006 ausschließlich Mitglieder des Vorstands der Wirecard AG und/oder ihrer Tochtergesellschaften (bitte Anzahl der Fälle angeben, in denen die Verfahren eingestellt wurden 
		b)	Wie viele Verfahren im Zusammenhang mit Marktmanipulation betrafen dabei seit 2006 ausschließlich Mitglieder des Aufsichtsrates der Wirecard AG und/oder ihrer Tochtergesellschaften (bitte Anzahl der Fälle angeben, in denen die Verfahren eingestellt wu
		c)	Wie viele Verfahren im Zusammenhang mit Marktmanipulation betrafen dabei seit 2006 ausschließlich Mitarbeiter der Wirecard AG und/oder ihrer Tochtergesellschaften (bitte Anzahl der Fälle angeben, in denen die Verfahren eingestellt wurden und es zu Ver


